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I.
ZUSAMMENFASSUNG: DIE HAUPTSTOSSRICHTUNGEN DES VORENTWURFS
Das Departement für Gesundheit, Sozialwesen und Energie (DGSE) unterbreitet Ihnen in der Beilage den Vorentwurf für die Teilrevision des Gesundheitsgesetzes zur Vernehmlassung. Ohne die Gesamtaufgabe der Gesundheitspolitik aus den Augen zu verlieren, gehört dieser Vorentwurf zu einem umfangreicheren Programm zur vollständigen Nachführung des Walliser Gesundheitsrechts (Gesundheitsgesetz von 1996) in drei Etappen, nämlich:

1. Revision der Bestimmungen über die Planung und die allgemeinen Bedingungen der Subventionierung der Krankenanstalten und -institutionen (7. Abschnitt des Gesundheitsgesetzes von 1996); dazu gehören insbesondere die Evaluation, Anpassung und Aufnahme der besonderen Bestimmungen über das Gesundheitsnetz Wallis ins Gesetz; dieses wurde bis anhin in einem provisorischen und zeitlich beschränkt gültigen Dekret geregelt. Diese erste Etappe wurde mit der Verabschiedung des Gesetzes über die Krankenanstalten und -institutionen (GKAI) am 12. Oktober 2006 realisiert.
2. Revision der allgemeinen Bestimmungen des Gesundheitsgesetzes (GesG). Der Vorentwurf, der Ihnen unterbreitet wird, enthält genau diese allgemeinen Bestimmungen, die zur Verwirklichung einer ausgewogenen, vernünftigen, modernen und leistungsfähigen Gesundheitspolitik unbedingt nötig sind; diese Gesundheitspolitik sollte ausserdem soweit möglich mit den Gesundheitsgesetzgebungen der übrigen Kantone harmonieren und mit den eidgenössischen, europäischen und internationalen Rechtstexten vereinbar sein.
3. Künftige Revision der Bestimmungen über die Finanzierung, die Organisation und den Betrieb der Alters- und Pflegeheime (APH) und der Strukturen zur Hilfe und Pflege zuhause (SMZ).

Die Änderungen des Gesundheitsgesetzes von 1996 im Vorentwurf des Gesundheitsgesetzes (VE), die im Folgenden kurz vorgestellt werden, betreffen drei Arten von Bestimmungen: 

1. Der Vorentwurf enthält zunächst punktuelle Änderungen des Gesetzes von 1996. Unter dem politischen Gesichtspunkt bilden die Fragen zur Entwicklung der menschlichen Gesundheit zu Beginn dieses Jahrhunderts zahlreiche grosse Herausforderungen (verlängerte Lebenserwartung, medizinischer und technologischer Fortschritt, die damit verbundenen Kosten in den Griff bekommen, soziale Ungleichheiten vor den Krankheiten usw.); auf diese Fragen finden die Kantonsparlamente in den Gesundheitsgesetzen oft keine Antworten. Diese Fragen verursachen auf Bundesebene eine ständige Gesetzesbaustelle. Die Diskussion über diese Fragen finden zunächst in der Bundesversammlung statt; sie erlässt immer neue Bundesgesetze (siehe die Liste im Anhang) und versucht ständig, sie anzupassen, um dem medizinischen und wissenschaftlichen Fortschritt einen Rahmen zu geben; dieser Fortschritt betrifft so grundlegende Fragen wie die menschliche Fortpflanzung (medizinisch unterstützte Fortpflanzung, Schwangerschaftsabbruch, Sterilisationen, sexuelle und reproduktive Gesundheit), die Genetik (genetische Analyse und genetische Heilverfahren), die Verpflanzung von Organen, Gewebe und Zellen, die biomedizinische Forschung (klinische Versuche von Medikamenten), das Lebensende und den Tod (Euthanasie, palliative Pflege, Feststellung des Todes, was geschieht mit dem Leichnam), die Patientenrechte, die Ausübung der universitären Medizinalberufe, die Heilmittel (Arzneimittel und Medizinprodukte), die Betäubungsmittel usw. 

Mit diesen punktuellen Änderungen des Gesundheitsgesetzes von 1996 werden also oft nur die Grundsätze aus dem Bundesrecht in das kantonale Recht aufgenommen und einfach die Vollzugsmodalitäten im Wallis festgelegt.

Diese punktuellen Änderungen betreffen aber auch Aspekte, die auf Kantonsebene geregelt werden können oder müssen. Der Vorentwurf beantragt in dieser Hinsicht Verbesserungen, mit denen die kantonalen Behörden über Instrumente verfügen, die den gegenwärtigen und künftigen Situationen und Bedürfnissen angepasst sind; dabei handelt es sich insbesondere um:

· die Qualität der Pflege und die Sicherheit der Patienten,

· die optimale Organisation des Bereitschaftsdiensts durch die Gesundheitsfachpersonen,

· die unvermeidlichen Zwangsmassnahmen gegenüber gefährlichen Patienten, 

· das Verhältnis zwischen Patienten, Gesundheitsfachpersonen und Krankenanstalten, 

· die neuen Modalitäten der Ausübung der Medizinalberufe (Privatkliniken, Firmen, die mehrere Tätigkeiten im Bereich der Medizin, der Zahnmedizin, der Verteilung von Medikamenten sowie in weiteren Bereichen der Gesundheit verwalten), 

· die erhöhte Priorität, die der Verhütung von Krankheiten und der Gesundheitsförderung eingeräumt werden muss. 

Es geht endgültig darum, das Gesetz von 1996 mit den verschiedenen Ausrichtungen und den Instrumenten der Gesundheitspolitik, die darin vorgesehen sind, zu evaluieren, um die nötigen Korrekturen und Ergänzungen anzubringen. 

2. Die Verhütung von Krankheiten und die Gesundheitsförderung im Wallis bildet trotz den 1996 geschaffenen soliden gesetzlichen Grundlagen zugegebenermassen noch keine genügend gefestigte Priorität bei den politischen Kreisen, die seit mehreren Jahren ihre Aufmerksamkeit vor allem der Schaffung des Spitalnetzes gewidmet haben. Eine 2006 herausgekommene Studie über das Schweizer Gesundheitswesen, die auf Verlangen des Bundesamtes für Gesundheit von der OECD und der WHO verfasst wurde, hat dies unterstrichen. Die Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und -direktoren (GDK) hat diese Tatsache zugegeben und anerkannt, dass es einen Unterschied zwischen der präventiven und der heilenden Ausrichtung der Schweizer Gesundheitspolitik gibt; sie hat beschlossen die Anstrengungen im Bereich der Prävention zu verstärken und dafür mehr Mittel einzusetzen.

Man kennt jedoch den entscheidenden Einfluss des individuellen Verhaltens und des (natürlichen, sozio-ökonomischen, beruflichen usw.) Umfelds auf die Gesundheit der Bevölkerung. Um zu versuchen, die individuelle und kollektive Verantwortung auf diesen Gebieten zu verstärken, beantragt der Vorentwurf besondere Massnahmen, namentlich beim Alkohol und vor allem beim Tabak. Sie betreffen den Schutz vor dem Passivrauchen in öffentlichen Lokalen. Solche Massnahmen, die lange umstritten waren, werden nun von einem grossen Teil der Bevölkerung, die im Übrigen zu 70 % aus Nichtrauchern besteht, gewünscht. Das Werbeverbot für alkoholische Getränke und Tabakartikel in der Umgebung von Ausbildungsstätten und Krankeneinrichtungen geht in dieselbe Richtung wie die vorher erwähnte Massnahme und versucht eine besonders verletzliche Personenkategorie zu schützen.

3. Der Gesetzesentwurf, den wir Ihnen vorlegen, überträgt schliesslich den neuen gesetzlichen Rahmen über die Arzneimittel in das Walliser Gesundheitsrecht. Am 1. Januar 2002 ist eine neue einschlägige Gesetzgebung des Bundes in Kraft getreten. Sie ersetzt eine föderalistische Lösung, die Zeichen der Erschöpfung zeigte – die Kantone, die in dieser Frage zuständig waren, hatten eine interkantonale Organisation, die Interkantonale Kontrollstelle für Heilmittel (IKS), geschaffen –, durch eine Gesetzgebung, die für die ganze Schweiz gilt. Im Wesentlichen überträgt das neue Gesetz bei den Heilmitteln die Zuständigkeit für die Kontrolle der Fabrikation, der Vermarktung und des Grosshandels den Gesundheitsbehörden des Bundes und einem eidgenössischen Institut (Swissmedic, das an die Stelle der IKS getreten ist); die kantonalen Gesundheitsbehörden achten ihrerseits darauf, dass das Gesetz beim Detailhandel eingehalten wird. Die Vollzugsmodalitäten wurden im Vorentwurf präzisiert und angepasst.

II.
KOMMENTARE

Im Folgenden werden die wichtigsten punktuellen Änderungen, die auf die Umsetzung des Bundesrechts zurückzuführen sind, und diejenigen, die dem Kanton verschiedene Möglichkeiten erlauben und die im Rahmen der Vernehmlassung von besonderem Interesse sind, kommentiert.

2.1
Umsetzung des Bundesrechts

2.1.1
Ausübung der Medizinalberufe

Mit dem baldigen Inkrafttreten des Bundesgesetzes über die universitären Medizinalberufe (MedBG) vom 23. Juni 2006, das für die Ärzte, Zahnärzte, Chiropraktiker, Apotheker und Tierärzte gilt, können die kantonalen Gesetzgeber keine Bedingungen für die Ausstellung einer Praxisbewilligung für diese Berufe mehr formulieren (Art. 36 MedBG). Die Bundesgesetzgebung enthält ausserdem Bestimmungen, in denen gewisse «Berufspflichten» (Art. 40 MedBG) festgehalten werden; solche Pflichten müssen beispielsweise bei der Werbung beachtet werden, die künftig unter bestimmten Voraussetzungen gestattet ist. Diese müssen in das Walliser Recht übertragen werden (4. Titel VE). 

Ausserdem ist die geltende Walliser Ordnung für die Bewilligung der Assistenten, die einen Medizinalberuf ausüben, im Hinblick auf das Inkrafttreten des MedBG nicht mehr angemessen. Sie bildet eine Ausnahme von der im derzeitigen Walliser Recht enthaltenen allgemeinen Regel, wonach die Gesundheitsfachpersonen, die eine abhängige Tätigkeit ausüben, keine Bewilligung brauchen, da ihr Arbeitgeber verpflichtet ist, ihre Diplome und ihre Fähigkeiten zu überprüfen. Diese Ausnahme, die ursprünglich als besonderes Mittel der Aufsicht gedacht war, hat keinen Nutzen gezeigt. Die Assistenten, die sich grundsätzlich in der Ausbildung befinden, arbeiten oft nur für ziemlich kurze Zeit in den Spitälern des Kantons. Ihre Tätigkeit einer Bewilligung zu unterstellen, erscheint als unverhältnismässiger administrativer Zwang; laut MedBG ist eine solche Formalität im Übrigen bundesrechtswidrig. In Art. 66 Abs. 2 VE werden die Assistenten deshalb von diesem Vorgehen entbunden, der Arbeitgeber wird aber verpflichtet, sich zu vergewissern, dass die Gesundheitsfachperson, für die er verantwortlich ist, die Voraussetzungen für eine Bewilligung erfüllt, namentlich aber nicht ausschliesslich bei der Ausbildung und der verlangten Erfahrung.

2.1.2
Freiwilliger Schwangerschaftsabbruch

Die Rechtsordnung zum freiwilligen Schwangerschaftsabbruch wurde geändert, da die Schweizer Stimmbürgerinnen und Stimmbürger im Juni 2002 neue Strafnormen über den straflosen Schwangerschaftsabbruch angenommen haben (Art. 118, 119, 120 und 128 des Schweizerischen Strafgesetzbuchs).

In Art. 58 VE wird die seit 2002 verfolgte Praxis bestätigt und dem Departement (das mit der Aufsicht über die Gesundheitsfachpersonen beauftragt ist) die Zuständigkeit gegeben, Weisungen zur Umsetzung des Bundesrechts zu erlassen. Mit der Form der Weisungen, die dem Staatsrat zur Genehmigung vorgelegt werden, bleibt die Flexibilität erhalten, die nötig ist, um diese Ausführungsbestimmungen ständig zu verbessern und juristische, ethische und medizinische Gesichtspunkte zu berücksichtigen.

In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, dass in Art. 34 VE eine 1996 eingeführte Bestimmung übernommen wird, mit der den Gesundheitsfachpersonen das Recht verliehen wird, eine Gewissensklausel geltend zu machen. Sie haben so das Recht, Leistungen, die ihren persönlichen ethischen und religiösen Überzeugungen widersprechen, zu verweigern. Vorbehalten bleiben die Fälle, in denen die Gesundheit des Patienten unmittelbar und schwer gefährdet ist, wenn keine Behandlung durchgeführt wird.

2.1.3
Organtransplantationen

Die Bundesversammlung hat 2003 ein Bundesgesetz über die Organtransplantationen angenommen, mit dem die kantonalen Bestimmungen, die diese komplexe Materie zu regeln versuchten, hinfällig werden. Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2007 in Kraft. In ihm wird ein nationales Zentrum zur Koordination der Transplantationstätigkeiten geschaffen; dieses hat den Auftrag, die Wartelisten zu verwalten und die verfügbaren Organe den Patienten, die auf diesen Listen stehen, zuzuteilen. In diesem Gesetz werden auch die Modalitäten der Zustimmung, in diesem Fall die ausdrückliche Zustimmung des Spenders oder der Angehörigen, die es für jede Organentnahme braucht, geregelt. Ausserdem braucht es für alle Transplantationstätigkeiten künftig eine Bewilligung des Bundes.

In Art. 60 VE ist vorgesehen, dass das Departement den örtlichen Koordinator nach Bundesgesetz ernennt, der bei der Umsetzung der Bestimmungen des Bundes eine Rolle spielen wird; das gilt insbesondere für die wichtige Phase der Identifikation der möglichen Spender in den Spitälern.

Die wichtigste Zuständigkeit, die dem Kanton verbleibt, umfasst die Information und die Förderung der Organspende, die der Bundesgesetzgeber nicht in das Bundesgesetz aufnehmen wollte. Das DGSE ist seinerseits gewillt, Leben zu retten, indem es sich für die Organtransplantation einsetzt. Das ist der Sinn von Art. 46 VE.

2.1.4 
Die neue Gesetzgebung über die Arzneimittel und die Medizinprodukte

Am 15. Dezember 2000 hat der Bundesgesetzgeber das Bundesgesetz über Arzneimittel und Medizinprodukte (Heilmittelgesetz, HMG) angenommen. Es ist am 1. Januar 2002 in Kraft getreten. 
Das HMG ersetzt eine föderalistisches Konkordatssystem, das langsam und schwierig zu handhaben war und an seine Grenzen stiess. Künftig regelt eine einheitliche Gesetzgebung, die in der ganzen Schweiz gilt, die Heilmittelkontrolle. Ein Institut des Bundes, das Schweizer Heilmittelinstitut (Swissmedic), ist im Wesentlichen mit der Umsetzung des Gesetzes beauftragt und tritt an die Stelle der Interkantonalen Kontrollstelle für Heilmittel (IKS), die von den Kantonen geschaffen wurde.

Die Anpassung des kantonalen Rechts des Wallis und der anderen Kantone wurde namentlich dank einer Arbeitsgruppe, in der die Kantone, das Bundesamt für Gesundheit (BAG) und Swissmedic vertreten waren, realisiert. Im Juni 2002 hat diese Arbeitsgruppe zuhanden der Kantone einen Bericht verfasst, in dem alle Punkte, bei denen eine Anpassung der Gesetzgebung nötig war, hervorgehoben wurden (Art. 109 – 119 VE). Dieser Bericht diente als Grundlage beim Verfassen des Vorentwurfs. 

Insbesondere überträgt das HMG den Gesundheitsbehörden des Bundes die Zuständigkeiten bei der Kontrolle der Fabrikation und der Vermarktung der Arzneimittel sowie des Grosshandels. Der Versandhandel wird unter gewissen streng begrenzten Voraussetzungen zugelassen. Die kantonalen Gesundheitsbehörden achten nur noch darauf, dass das Gesetz beim Detailhandel eingehalten wird; sie bleiben aber zuständig, um die Hausspezialitäten zu bewilligen. Sie erteilen ebenfalls die Bewilligungen für die Aufbewahrung von Blut und Blutprodukten.

Gemäss HMG dürfen Heilmittel nur in Apotheken oder, soweit es die Bundesgesetzgebung erlaubt, in Drogerien abgegeben werden; in Notfällen sind die Ärzte und die Zahnärzte ermächtigt, ihren Patienten Heilmittel abzugeben. Der Staatsrat kann aber auf dem Verordnungsweg Bestimmungen erlassen, die den Ärzten erlauben, eine Apotheke zu führen (Selbstdispensation). In diesem Zusammenhang müssen die Zugangsmöglichkeiten der Bevölkerung zu einer Apotheke berücksichtigt werden.

2.1.5
Forschung

Die Normen über die medizinische Forschung umfassen ein besonders komplexes Gebiet, für das heute noch die Kantone zuständig sind. Eine Ausnahme bildet die Forschung mit Arzneimitteln, die im HMG geregelt wird (Art. 55 VE). Eine Bundesgesetzgebung dürfte demnächst die medizinische Forschung regeln. Die Bundesverwaltung hat einen Entwurf ausgearbeitet, der zugleich einen Verfassungsartikel und einen Gesetzestext umfasst; er wird geprüft und wurde in die Vernehmlassung gegeben. Wann dieses Bundesgesetz in Kraft tritt und wie es definitiv aussieht, ist noch nicht bekannt.

In diesem Stadium schien es besser zu sein, für diese heiklen Fragen eine Gesetzesdelegation zugunsten des Staatsrats einzuführen (Art. 56 VE). Die Kantonsregierung wird in einer Verordnung die Einzelheiten der oft sehr technischen Aspekte der materiellen und formellen Regeln über die Prüfung der Forschungsprojekte durch die bestehende kantonale Walliser Kommission für medizinische Ethik festhalten. Es geht insbesondere darum, die Voraussetzungen zu bestimmen, die einerseits die Versuchspersonen (d. h. die Patienten, die einverstanden sind, an der Forschung teilzunehmen) und andererseits die Forscher erfüllen müssen, die Art und den Umfang der den Versuchspersonen erteilten Informationen zu definieren und die Regeln für das Verfahren vor der Ethikkommission festzuhalten.

2.2
Anpassungen des kantonalen Rechts

2.2.1
Zwangsmassnahmen gegen Patienten, die für sich selbst und für andere gefährlich sind

Die Bestimmungen des Zivilgesetzbuchs über die fürsorgerische Freiheitsentziehung (Art. 397a ff. ZGB) lassen zu, dass Personen, die Pflege benötigen, auch ohne ihre Zustimmung in geeignete Institutionen eingewiesen werden können. In der medizinischen Praxis wurde ein doppeltes Kriterium entwickelt, das oft angewandt wird, wenn eine solche Einweisung beabsichtigt wird: Die fürsorgerische Freiheitsentziehung kann bei Personen, die für sich selbst oder für andere gefährlich sind, im Allgemeinen, weil sie unter psychischen Störungen leiden, zur Anwendung kommen.

Gemäss einer gefestigten Rechtsprechung des Bundesgerichts dürfen diese Bestimmungen aber nicht als gesetzliche Grundlage dienen, um Zwangsmassnahmen zu ergreifen, insbesondere um eine Person gegen ihren Willen medizinischen Behandlungen zu unterwerfen. Laut Bundesgericht dürfen solche unfreiwilligen Behandlungen nur erteilt werden, wenn eine gesetzliche Grundlage im Kanton vorhanden ist. Bestimmungen, nach denen unter äusserst strengen Voraussetzungen bei der Pflege Zwangsmassnahmen ergriffen werden können, wurden von den meisten Nachbarkantonen eingeführt, oder diese sind dabei, solche Bestimmungen einzuführen. In den Artikeln 30 und 31 VE spiegelt sich diese Entwicklung wider. Es handelt sich in gewisser Hinsicht um einheitliches Recht, denn im Text des Vorentwurfs wird die Formulierung des Freiburger, des Waadtländer und des Genfer Rechts übernommen.

In Wirklichkeit wird meistens das Ziel verfolgt, den Gebrauch von Massnahmen zu ermöglichen, mit denen die körperliche Integrität der Patienten von Alters- und Pflegeheimen gewahrt werden kann, wie zum Beispiel das Anbringen von Gittern an ihrem Bett oder alle anderen Einrichtungen, mit denen verhindert werden soll, dass betagte Personen stürzen und sich verletzen. Man kann sich auch Situationen vorstellen, in denen man verhindern muss, dass ein Patient von der Institution weggeht, sich verirrt und sich so einer Gefahr aussetzt. Es ist nicht ausgeschlossen, dass diese Bestimmung ausnahmsweise bei der psychiatrischen Pflege angewendet wird, wenn der Patient eine akute Krise hat. In all den genannten Fällen scheint ein Eingreifen der Institution selbstverständlich zu sein und dem wohlverstandenen Interesse des Patienten zu entsprechen; es kann aber eine Beeinträchtigung der persönlichen Freiheit bedeuten. Damit das Eingreifen einer gerichtlichen Prüfung standhält, muss es auf einer gesetzlichen Grundlage beruhen. Dieses Ziel wird mit den Art. 30 und 31 VE verfolgt, die das Eingreifen erlauben, wenn eine andere, weniger einschneidende Massnahme nicht möglich ist; ausserdem darf die Zwangsmassnahme nur für eine bestimmte Zeit und im Rahmen einer verstärkten Überwachung sowie unter der Voraussetzung, dass ein Protokoll geführt wird, durchgeführt werden.

2.2.2
Die Evaluation und die Handhabung der Sicherheit der Patienten und der Qualität der Pflege 

Zahlreiche in den letzten Jahren veröffentlichte Studien haben gezeigt, dass Zwischenfälle in den Spitälern und in anderen Krankheitsanstalten und -institutionen häufig vorkommen. Sie sind manchmal auf individuelle Fehler zurückzuführen, aber meistens sind wegen der zunehmenden Komplexität der Organisation und des Betriebs dieser Institutionen institutionelle Fehler schuld (Pannen des Systems, Lücken in der Organisation, schlechte Kommunikation usw.).

Der Umfang der Problematik hat dazu geführt, dass die Behörden in der Schweiz, in den übrigen europäischen Ländern und in Nordamerika reagiert haben. Das Ministerkomitee des Europarats hat beispielsweise am 24. Mai 2006 eine Empfehlung über die Handhabung der Sicherheit der Patienten und der Verhütung von unerwünschten Ereignissen bei der Gesundheitspflege erlassen. In unserem Land haben zahlreiche Spitäler, insbesondere die Universitätsspitäler Genf und Basel, Systeme zur Meldung und zur Handhabung von Zwischenfällen im Rahmen des institutionellen Vorgehens bei der Qualitätssicherung eingeführt.

Im Wallis liess man sich von den Modellen inspirieren, die in den Universitätsspitälern entwickelt wurden, und führte im Frühling 2005 im Rahmen des GNW ein solches System ein; parallel dazu wurden mit der Unterstützung des «Institut universitaire de médecine sociale et préventive de Lausanne (IUMSP)» eine Serie von Indikatoren der Pflegequalität eingeführt. Diese Instrumente müssen nun im Gesetz verankert werden. Das ist der Sinn von Art. 41 – 51 VE.

Eine zentrale Rolle kommt der kantonalen Kommission für die Sicherheit der Patienten und die Qualität der Pflege (KSPQP) zu, die beauftragt ist, auf koordinierte Weise die unbedingt nötigen Instrumente zur Evaluation und zum Management der Sicherheit der Patienten und der Qualität der Pflege einzuführen und zu entwickeln (Art. 42 VE). Die KSPQP hat insbesondere den Auftrag, ein System zur Meldung und Handhabung der Zwischenfälle beim GNW zu schaffen, das nachher etappenweise auf die Alters- und Pflegeheime, die sozialmedizinischen Zentren, die Notfalldienste vor der Hospitalisierung, den ambulanten Sektor sowie auf andere öffentliche und private Krankenanstalten und -institutionen ausgedehnt wird, nachdem diese angehört wurden. 

Im Walliser System wird zwischen Zwischenfällen, die als schwer eingestuft werden, und einfachen Zwischenfällen unterschieden. Schwere Zwischenfälle sind solche, die den Tod des Patienten oder eine schwere oder dauerhafte Beeinträchtigung seiner Gesundheit verursachen; einfache Zwischenfälle sind solche, die, obwohl sie möglicherweise schwer sind, nur eine leichte und vorübergehende Beeinträchtigung seiner Gesundheit nach sich ziehen.

Alle Zwischenfälle müssen einer Qualitäts-/Sicherheitskommission, die im GNW geschaffen wird, gemeldet werden. Einfache Zwischenfälle können Anlass zu Empfehlungen an die betreffende Dienststelle geben; auch wenn die Meldung eines einfachen Zwischenfalls vom Meldenden unterzeichnet wird, ist die Anonymität der betreffenden Personen garantiert. Auch die Immunität des Meldenden und der betreffenden Personen ist garantiert. Die schweren Zwischenfälle werden von der Kommission der Direktion des GNW gemeldet, wobei die betreffenden Personen zunächst mit einem Pseudonym bezeichnet werden. Die Direktion des GNW bestimmt dann, welche Folgen dem schweren Zwischenfall gegeben werden müssen, insbesondere die obligatorischen Meldungen an die Straf- und Verwaltungsbehörden, die von anderen Gesetzesbestimmungen verlangt werden. Die geschädigte Person oder die Angehörigen werden unverzüglich über das Vorgefallene informiert und über ihre Rechte aufgeklärt. Gegebenenfalls kann die Kommission auch Empfehlungen zuhanden der betreffenden Dienststelle herausgeben.

Obwohl die Bestimmungen der Artikel 41 – 51 VE vom provisorischen System zur Meldung und zur Handhabung der Zwischenfälle, das im Frühling 2005 im GNW eingeführt wurde, und von Erfahrungen, die anderswo gemacht wurden, inspiriert wurden, bilden sie nicht unbedingt die einzig mögliche Lösung. Unter verschiedenen Gesichtspunkten bilden diese Anträge eine Diskussionsgrundlage, aber weitere Möglichkeiten und Varianten können in Betracht gezogen werden, wie beispielsweise die Art und die Zusammensetzung der kantonalen Kommission und der Qualitäts-/Sicherheitskommission des GNW, die vollständige, teilweise oder nicht vorhandene Anonymität bei den Meldungen, obligatorische oder freiwillige Meldungen, die disziplinarische Immunität.

2.2.3
Strengere Bestimmungen über den Bereitschaftsdienst

Der Bereitschaftsdienst, insbesondere der ärztliche Bereitschaftsdienst, der von den privat tätigen Ärzten erbracht wird, muss heute wachsenden Ansprüchen der Bevölkerung gerecht werden, obwohl die Organisation immer schwieriger wird (Überalterung der Hausärzte und Nachfolgeprobleme, steigende Zahl der Gesuche um Dispensierung, bedeutender Zeitaufwand, ungenügende Bezahlung, fehlende oder lückenhafte Koordination der verschiedenen Leistungserbringer beim Bereitschafts- und Notfalldienst, direktes Aufsuchen des Notfalldiensts der Spitäler, wodurch diesen Überlastung droht usw.).

Diese Situation wurde an der Sitzung des Dialogs der nationalen Gesundheitspolitik vom 8. Oktober 2006 nicht nur im Wallis, sondern in der ganzen Schweiz festgestellt. Die vorgeschlagenen Massnahmen zur Verbesserung der Situation umfassen namentlich die verbesserte Zusammenarbeit der Bereitschaftsärzte mit dem Spital, eine bessere Triage der Notfälle in Zusammenarbeit mit der Notrufzentrale 144 und eine bessere Bezahlung.

Heute wird die Organisation des ärztlichen Bereitschaftsdienstes per Delegation an die Berufsorganisation, den Walliser Ärzteverband (WÄV), übertragen, der zurzeit an der Schaffung eines neuen Konzepts arbeitet; dieses kann aber nur in die Tat umgesetzt werden, wenn die einschlägigen Gesetzesbestimmungen verstärkt werden. Deshalb soll in Art. 73 VE die Pflicht für die Berufsleute, sich am Bereitschaftsdienst zu beteiligen, verschärft werden; ausserdem wird dem Staatsrat erlaubt, bei Pannen effizienter einzuschreiten, und es wird eine Koordinationskommission geschaffen, in der die wichtigsten Beteiligten vertreten sind: WÄV, GNW, Notrufzentrale 144.

Art. 73 VE ergänzt Art. 30 GKAI, der am 12. Oktober 2006 angenommen wurde und dem Staatsrat ermöglicht, im Rahmen der Planung und unter gewissen Voraussetzungen die Organisation eines ärztlichen Bereitschaftsdienstes und eines Notfalldienstes der Spitäler, der rund um die Uhr funktioniert, zu subventionieren; bei der Organisation arbeiten die praktizierenden Ärzte und der WÄV mit. Dazu kommen noch die Bestimmungen der einschlägigen Gesetzgebung über die erste Hilfe, um zum Beispiel die Anstellung von Ärzten für die Triage bei der Notrufzentrale 144 zu unterstützen.

2.2.4
Vermehrte Unterstützung der Verhütung von Krankheiten und der Gesundheitsförderung

Ein kürzlich erschienener Bericht der OECD über das Schweizer Gesundheitssystem weist auf die Schwachpunkte bei den Programmen zur Verhütung von Krankheiten und zur Gesundheitsförderung in unserem Land hin. Solche Programme führen aber zu spürbaren Verbesserungen der Gesundheit der Personen, die daran teilnehmen, und ihre Kosten sind erträglich. Die direkte Folge ist eine Verbesserung der Lebensqualität der Bevölkerung, und als indirekte Zusatzwirkung nimmt der Druck auf die Gesundheitskosten ab, weil die Bevölkerung weniger Pflegeleistungen beansprucht.

Deshalb legt die Walliser Gesundheitspolitik in den nächsten Jahren den Schwerpunkt auf Programme zur Verhütung von Krankheiten und zur Gesundheitsförderung, nicht nur bei der Bevölkerung, sondern auch innerhalb der Krankeneinrichtungen wie den Spitälern und den sozialmedizinischen Zentren. Laut dem geltenden Gesetz sind solche Tätigkeiten bereits möglich. Im Vorentwurf wurden die entsprechenden Bestimmungen nicht geändert. Einzig Art. 94 VE, der als Grundlage für die Finanzierung dient, wurde verstärkt, um den Programmen, die im Kanton geschaffen werden, noch mehr Leben einzuhauchen, indem jährlich im Budget des Staates ein besonderer Betrag eingeplant wird für die Prioritäten beim Gesundheitswesen; dieser Betrag kommt zu den Mitteln hinzu, die traditionellerweise aus dem Alkoholzehntel oder aus dem Fonds für die Gesundheitsförderung und die Verhütung von Krankheiten stammen.
2.2.5
Verbot der Alkohol- und Tabakwerbung in den Schulen und deren Umgebung

In Art. 106 VE wird die Werbung für Tabakprodukte, aber auch für alkoholische Getränke und für Medikamente in den Lehr- und den Krankenanstalten und in deren unmittelbaren Umgebung verboten. Es geht darum, eine besonders verletzliche Bevölkerung, die eines der bevorzugten Ziele der Tabakwerbung ist, zu schützen. Diese Massnahme ergänzt das Rauchverbot in öffentlichen Lokalen nach Art. 107 VE. Tatsächlich wäre es unsinnig, zu verbieten und gleichzeitig Werbung zu machen.
2.2.6
Schutz vor dem Passivrauchen

Art. 107 VE enthält eine Bestimmung, mit der die Kundschaft und das Personal aller geschlossenen öffentlichen Lokale vor dem Passivrauchen geschützt werden soll. Unter geschlossenen öffentlichen Lokalen werden nicht nur die öffentlichen Verwaltungen, die Spitäler, die APH, die Sportanlagen, die Schulen, die Krippen, die Spielgruppen, die Ausbildungsstätten und die kulturellen Einrichtungen verstanden, sondern auch die Hotels, die Cafés, die Restaurants, die Bars und die Diskotheken.

Zahlreiche Kantone prüfen gegenwärtig die Möglichkeit oder sind dabei, in ihrer Gesundheitsgesetzgebung einen solchen Artikel einzuführen. Bis jetzt hat nur das Tessin eine solche Bestimmung in Kraft gesetzt, nachdem sie im März 2006 in einem Referendum von 80 % der Stimmenden angenommen wurde. Das Parlament des Kantons Bern hat ebenfalls ein Rauchverbot in den Bars und Restaurants des Kantons beschlossen; das Inkrafttreten ist für 2008 geplant. Solothurn hat vor kurzem ein Gesetz gegen das Rauchen angenommen, das ab 2007 mit einer Übergangszeit von 2 Jahren in Kraft treten sollte; dieses Gesetz wird von den gegnerischen Kreisen als das «strengste» und von den befürwortenden Kreisen als das «vollständigste» betrachtet. Weitere Projekte werden in mehreren anderen Kantonen behandelt und befinden sich in einem relativ fortgeschrittenen Stadium.

Auf Bundesebene verlangt die Initiative «Gutzwiller», die diesen Herbst von der Gesundheitskommission des Nationalrats in die Vernehmlassung gegeben wurde, dass dem Arbeitsgesetz ein neuer Absatz hinzugefügt wird, um die Arbeitnehmer vor dem Passivrauchen zu schützen. Das Verbot würde für Einkaufszentren, Kinos, Restaurants und Bars gelten. Im Allgemeinen lässt sich beobachten, dass ein Grossteil der Bevölkerung, die im Übrigen zu fast 70 % aus Nichtrauchern besteht, solche Bestimmungen unterstützt; sogar zahlreiche Raucher sind dafür.

Der Walliser Entwurf ist von den Texten aus dem Tessin und von Solothurn inspiriert. Er sieht ein Rauchverbot in öffentlichen Lokalen vor, erlaubt aber die Einrichtung von geschlossenen und genügend belüfteten Räumen für Raucher, soweit dort keine Getränke und Lebensmittel serviert werden.

Es versteht sich, dass der Staatsrat eine Übergangsfrist von beispielsweise zwei Jahren vorsehen müsste, wenn er das Inkrafttreten des Gesetzes festlegt. So haben die Eigentümer der öffentlichen Lokale Zeit, um ihre Räumlichkeiten entsprechend einzurichten.

III. 
EVALUATION DES GESETZES VON 1996 

Der 7. Abschnitt des Gesetzes von 1996 über die Planung und die Subventionierung der gemeinnützigen Krankenanstalten und -institutionen wurde im Rahmen des Gesetzes über die Krankenanstalten und -institutionen (GKAI), das am 12. Oktober 2006 verabschiedet wurde, tief greifend revidiert; die kommende Revision der Bestimmungen über die Finanzierung der APH und der SMZ bleibt vorbehalten.

Der erste (Allgemeines), zweite (Organisation und Behörden des Gesundheitswesens), fünfte (Krankenanstalten und -institutionen), neunte (Gesundheitspolizei: übertragbare Krankheiten, Bekämpfung des Suchtmittelmissbrauchs) und zehnte Abschnitt (Strafbestimmungen und Rechtsmittel) des Gesetzes von 1996 bleiben unverändert oder erfahren nur geringfügige redaktionelle Änderungen. Diese Titel wurden 1996 vollständig revidiert und sind im Wesentlichen noch ganz aktuell. Die Tatsache, dass sie nicht geändert werden, mindert die Bedeutung dieser Bestimmungen und den Umfang der Mittel, die zu ihrer Umsetzung eingesetzt werden müssen, keineswegs. Das ist besonders beim wichtigsten Punkt des Pflichtenhefts des Kantonsarztes der Fall: die Bekämpfung der übertragbaren Krankheiten, wie es als aktuelles Beispiel die Organisation der Massnahme zur Prävention und zur Bekämpfung einer drohenden Vogelgrippepandemie zeigt.

Im Übrigen wird das Gesundheitsgesetz mit den im Vorentwurf beantragten Änderungen, die aus der Vernehmlassung und der Prüfung im Parlament hervorgehen, einen angemessenen gesetzlichen Rahmen für eine moderne Walliser Gesundheitspolitik bilden, die den neuen Bedürfnissen der Bevölkerung gerecht wird.

IV.
SCHLUSSFOLGERUNG

Die Bemerkungen und Vorschläge aller Personen, die ausdrücklich zur Vernehmlassung eingeladen werden oder die sich spontan äussern, sowie die aufmerksame Prüfung aller Bestimmungen des Vorentwurfs, der Ihnen unterbreitet wird, im Parlament sind wesentlich für die Qualität und die demokratische Abstützung des künftigen Gesundheitsgesetzes.

Um die Auswertung der Vernehmlassung zu erleichtern, hat das Departement einige besondere Fragen hervorgehoben, die auf dem Antwortformular stehen und seiner Meinung nach diskutiert werden sollten. Es handelt sich um Bestimmungen über:

· die Zwangsmassnahmen (Art. 30 VE),

· die Entwicklung von Instrumenten zur Evaluation und zur Handhabung der Qualität der Pflege und der Sicherheit der Patienten (Art. 41 ff. VE),

· die strengeren Bestimmungen über den Bereitschaftsdienst (Art. 73 VE),

· die Bestimmungen über die vermehrte Subventionierung der Programme zur Prävention und zur Entdeckung von Krankheiten (Art. 94 VE),

· das Verbot der Alkohol- und Tabakwerbung in den Schulen und deren Umgebung (Art. 106 VE),

· den Schutz vor dem Passivrauchen (Art. 107 VE).

Die zur Vernehmlassung eingeladenen Personen und Institutionen sind natürlich aufgefordert, sich auch zu weiteren wichtigen allgemeinen oder spezifischen Fragen zu äussern, die sie interessieren. Sie können sich leichter in den rund hundert Artikeln des Vorentwurfs zurechtfinden, wenn sie das beiliegende Inhaltsverzeichnis benützen.

* * * * *

Anhang

Liste der neueren Bundesgesetze über die Humanmedizin

und die Begleitung der neuen medizinischen Techniken

In Kraft:

· Bundesgesetz vom 17. Dezember 2004 über Voraussetzungen und Verfahren bei Sterilisationen (SR 211.111.1)

· Bundesgesetz vom 18. Dezember 1998 über die medizinisch unterstützte Fortpflanzung (SR 810.11)

· Bundesgesetz vom 19. Dezember 2003 über die Forschung an embryonalen Stammzellen (SR 810.31)

· Bundesgesetz vom 15. Dezember 2000 über Arzneimittel und Medizinprodukte (SR 812.21)

· Änderung der Art. 118 ff. des Schweizerischen Strafgesetzbuches über den Schwangerschaftsabbruch, gemäss Bundesgesetz vom 23. März 2001

Verabschiedet:

· Bundesgesetz vom 23. Juni 2006 über die Medizinalberufe

· Gesetz vom 8. Oktober 2004 über die gentechnische Untersuchung des Menschen

· Bundesgesetz vom 8. Oktober 2004 über die Transplantation

In Vernehmlassung:

· Entwurf eines Verfassungsartikels über die Forschung am Menschen

· Entwurf eines Bundesgesetzes über die Forschung am Menschen
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